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Das Problem „Abschulung“ 
wäre dann zwar für das Gym-

nasium immer noch nicht gelöst, 
aber immerhin schon einmal die 
Hälfte des Problems erledigt. 
Euphemistisch wird hier übrigens 
von Schulformwechslern gespro-
chen. Ich bevorzuge den Begriff, 
der das Problem benennt. Im 
neuesten SchRÄG geht es nun 
um die Änderung des § 15 Real-
schule in Verbindung mit der 
Änderung des § 132c, der Siche-
rung von Schullaufbahnen. Mit 
der geplanten Änderung setzt 
die Landesregierung die allge-
meine Ankündigung aus dem 
Koalitionsvertrag um.
Der nun vorliegende Gesetzent-
wurf konkretisiert die Ankündi-
gung aus dem Koalitionsvertrag 
allerdings in einer problema-
tischen Weise. Es sollen getrennte 

Machen ist wie wollen  
– nur krasser!
Wenn uns das SchRÄG vorkommt…, dann muss es sich um 
das neueste Schulrechtsänderungsgesetz handeln, das 17. 
SchRÄG, verdeutlicht an einem Beispiel.

Viel war und ist schulpolitisch gewollt im sogenannten ‚Zukunftsver-
trag‘ der Landesregierung. Unter anderem gab es eine berechtigte 
Hoffnung, dass Realschulen zukünftig einen Hauptschulbildungs-
gang einrichten sollen, der das unschöne Thema Abschulung zu-
mindest auf der Ebene schon einmal verhindert. Denn dann könnte 
man einen Hauptschulabschluss auch an der besuchten Realschule 
erwerben.
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Regelungen im Schulgesetz 
getroffen werden für die Einrich-
tung eines Hauptschulbildungs-
gangs an Realschulen ab Klasse 5 
und ab Klasse 7. Dies betrifft die 
Entscheidungswege vor Ort und 
die Entscheidung über Unterricht 
in innerer oder äußerer Differen-
zierung.
Derzeit ist allein die (viel zu geringe) 
Kapazität vorhandener Haupt-
schulen bzw. deren Zügigkeit eng-
führender Bedingungsfaktor für die 
Anwendung des § 132c zur Bil-
dung von Hauptschulbildungs-
gängen an Realschulen. Aufgrund 
der weiter sinkenden Zahl der 
Hauptschulen sollte mit Blick auf 
die Schulentwicklungsplanung vor 
Ort der folgende Halbsatz in § 15 
Abs. 5 Satz 1 gestrichen werden: 
„…insbesondere wenn eine 
öffentliche Hauptschule in der 

Gemeinde oder im Gebiet des 
Schulträgers im Sinne des § 78 
Absatz 8 nicht vorhanden ist.“
Im bisherigen § 132c und dem 
neuen § 15 Abs. 5 erhält der Schul-
träger – ohne den Vorbehalt einer 
vorherigen Zustimmung der Real-
schule – die Option der Einrichtung 
eines Hauptschulbildungsgangs 
an einer Realschule ab Klasse 7. 
Das ist im Sinne der Schulentwick-
lungsplanung vor Ort sachgerecht. 
Die Entscheidungswege im neuen 
§ 15 Abs. 6 – Einrichtung eines 
Hauptschulbildungsgangs an einer 
Realschule ab Klasse 5 – weichen 
davon ab. In diesen Fällen sollen 
Schulen, die bereits einen Haupt-
schulbildungsgang ab Klasse 7 ein-
gerichtet haben, die Möglichkeit 
einer Antragstellung zur Einrich-
tung eines entsprechenden Bil-
dungsgangs ab Klasse 5 erhalten. 
So scheint nicht geklärt, ob der 
Schulträger (auch) die Entschei-
dungsmöglichkeit hat, einen 
Hauptschulbildungsgang an einer 
Realschule ab Klasse 5 einzurich-
ten und dies an Schulen erfolgen 
kann, die bislang keinen Haupt-
schulbildungsgang haben. Dieses 
Recht sollten Schulträger erhalten.

„Abschulen“ – wohin?
Derzeit sind die integrierten Schu-
len häufig „aufnehmende Schu-
len“ bei Abschulungen. Den Aus-
führungen zu den Kosten des 
Änderungsgesetzes ist zu entneh-

men, dass die im Haushalt auf-
grund der Übergangsvorschrift des 
§ 132c SchulG verankerten 80 Stel-
len für insgesamt 32 Realschulen 
mit einem Hauptschulbildungs-
gang ab Klasse 7 ausreichen. 
Aktuell haben 18 Realschulen 
einen Hauptschulbildungsgang 
ab Klasse 7 eingerichtet, von 
denen vier auslaufen. Es können 
auf Grundlage der im Haushalt 
derzeit verankerten 80 Stellen nur 
bis zu 18 weitere Realschulen 
einen Hauptschulbildungsgang 
ab Klasse 7 einrichten und mit ent-
sprechenden Stellen ausgestattet 
werden.
Realschulen mit Hauptschulbil-
dungsgang ab Klasse 5 und mehr 
Realschulen mit Hauptschulbil-
dungsgang ab Klasse 7 könnten 
neben den derzeit häufig gewähl-
ten Gesamtschulen „aufneh-
mende Schulen“ bei Abschu-
lungen sein. Das ist offenbar nicht 
gewollt, die Landesregierung will 
den Schulträgern diese Option 
offenbar leider nicht anbieten.

‚Kultur des Behaltens‘
Die differenzierten Regelungen zu 
innerer bzw. äußerer Differenzie-
rung scheinen aber aufgrund der 
getrennten Regelungen zu Haupt-
schulbildungsgängen an Real-
schulen ab Klasse 5 und ab Klasse 
7 in Ordnung zu sein. Wir werden 
sehen, wie dieser Teil des geän-
derten Schulgesetzes letztendlich 
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Das sieht der Entwurf des 17. 
Schulrechtsänderungsge-

setzes (17. SchRÄG) mit dem Titel 
„Gesetz zur Sicherung von umfas-
senden Bildungsangeboten und 
zur Stärkung der Qualität von 
Schule“ vor. Die Koalitionsverein-
barung stellt dagegen neue PRI-
MUS-Schulen in Aussicht, wenn sie 
regional abgestimmt sind. 
Erfreulich ist, dass der Entwurf die 
Fortführung der im Betrieb befind-
lichen PRIMUS-Schulen „im 
Wesentlichen unter den gleichen 
Rahmenbedingungen wie im 
Schulversuch“ vorsieht. 
Auch konzeptionelle Merkmale 
wie der Verzicht auf Ziffernnoten 
bis einschließlich Klasse 8 und die 
Wahl alternativer Formen der 
Leistungsbewertung werden nicht 
in Frage gestellt.  

Die Kritik  
Unbegreiflich ist jedoch, dass es 
neben der Bielefelder Laborschule, 
die seit 50 Jahren als anerkannte 
staatliche Versuchsschule durch-

mit Leben gefüllt wird. Es liegt jetzt 
in der Hand der Schulträger, eine 
Schulentwicklungsplanung zu 
betreiben, welche die Lasten auf 
die Schulformen gleichmäßiger 
verteilt. Insgesamt gilt aber, dass 
jede weiteführende Schule ihre 

gängiges Lernen erfolgreich prak-
tiziert, lediglich vier weitere PRI-
MUS-Schulen geben soll, die 
Grund- und Sekundarstufe in einer 
Schule zusammenführen. Warum 
bietet die Landesregierung dieses 
Modell nicht weiteren interessier-
ten Schulträgern als Schulart an?
Wie die Berliner Gemeinschafts-
schulen können auch die PRI-
MUS-Schulen den Nachweis er- 
bringen, dass sie als Langform-
schulen Bildungsgerechtigkeit mit 
guten Leistungsergebnissen für 
alle Lernenden ohne Einbußen für 
leistungsstarke Schüler:innen ver-
binden. Auch mit einer soziokultu-
rell benachteiligten Schülerschaft 
erzielen sie hohe Lernerfolge. Sie 
leisten einen beachtlichen Beitrag 
zur Überwindung der in Deutsch-
land extrem engen Kopplung von 
sozialer Herkunft und Schulerfolg.  
Für Schüler:innen mit sozialer Be- 
nachteiligung und mit Behinde-
rungen, mit  Armuts- und  Flucht-
hintergrund ist die Erfahrung von 
Zusammenhalt und bedingungs-

Neugründungen von  
PRIMUS-Schulen ermöglichen! 
Entgegen ihrem Koalitionsversprechen will die nordrhein-westfä-
lische Landesregierung lediglich die bestehenden vier PRIMUS-Schu-
len, die derzeit im Status des Schulversuchs gemeinsames Lernen von 
Klasse 1 bis 10 erproben, schulrechtlich absichern und ihren Bestand 
ermöglichen.  
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Nur Bestand der PRIMUS-Schulen absichern?
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Schülerinnen und Schüler zu einem 
ersten Schulabschluss führen muss, 
auch ‚Kultur des Behaltens‘ 
genannt. Das wäre doch mal 
etwas. Machen und nicht nur wol-
len! Voll krass und echt SchRÄG! 

„Schule muss anders“ – ganz offesichtlich! Schließen Sie sich dem  
Bildungsappell an unter 
  https://www.schule-muss-anders.de/ 
oder auf den entsprechenden Telegram-Kanälen.
Die GGG gehörte mit zu den Erstunterzeichnern. 

Schule3 – ein Bündnis innerhalb der GGG NRW

Das Bündnis Schule³ von Schulen in sogenannten „herausfor-
dernden Standorten“ mit einem Schulsozialindex von 6 bis 9 bün-
delt und artikuliert Forderungen an die Politik seit 2020. Das 
Bündnis fordert seitdem ein sofortiges Umsteuern in wichtigen 
schulpolitischen Bereichen um ein Scheitern der Schulen an den 
schwierigen Standorten zu verhindern.
Die zentrale Forderung lautet „Ungleiches ungleich zu behandeln“. 
Die im Bündnis vertretenen Schulen setzen sich gemeinsam für 
notwendige Verbesserungen an ihren Schulen ein und fordern 
u.a. mehr Personal, andere Bemessung der LehrerInnenarbeits-
zeit, Vorrang bei der Mittelzuweisung für Gebäude und Ausstat-
tung
…. hier mehr Informationen 

 https://ggg-web.de/nw-themen/nw-schule-hoch-3

Kontakt Schule³   
 SchuleHochDrei@GGG-web.de, 

Ansprechpartner*innen: 
Erhard Schoppengerd, Lothar Schlegel, Martina Zilla Seifert


